
   

editorial 

Auch wenn offensichtlich viel Bewegung hinter den Kulis-

sen der Weltpolitik stattfindet, geht das Sterben und Ver-

nichten von Infrastruktur im Ukrainekonflikt weiter: Ob es 

doch noch vor Weihnachten zu einem Frieden kommt, liegt 

in der berühmten Glaskugel. 

 

Zum Jahresende hat die Regierung im Schweinsgallopp 

noch einige Gesetze – Krankenkassenbeiträge, Rentenpaket, 

Pendlerpauschale, Mehrwertsteuerreduktion für Gastrono-

mie, Freiwilligendienst bei der Bundeswehr. Für die Beam-

ten und Angestellten im öffentlichen Dienst eine schöne 

Bescherung zum 1. Januar 2026! 

 

Dies war der letzte Streich im Herbst der Reformen und ein 

Musterbeispiel für Transparenz und Bürokratieabbau. Man 

kann gespannt in das kommende Jahr blicken . . . 

 

Martina Kempf    Herbert Karl 
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71. Ausgabe: Dezember 2025 
Vertriebene, Aussiedler und deutsche Minderheiten in der AfD — VAdM e. V. 

Herzlich willkommen zur 

71. Ausgabe unseres  

„VAdM-Kuriers“  

Dezember 2025 

 

Heimat 

 

Wo wir das Gehen 

lernen, nicht 

das Bleiben. 

Einen Fuß 

vor den andern gestellt, 

ging ich davon. 

Ein Wort 

hinters andre gesetzt, 

komm ich zurück. 

 

von Peter Horst Neumann (siehe S. 12)  

Der VAdM-Vorstand wünscht Ihnen und 

Ihren Familien gesegnete und besinnli-

che Weihnachten und ein erfolgreiches, 

gesundes und friedvolles Neujahr 

2026  



 2 

Aktualität 

Rückgabe von angeblichem Raubgut 

 

Den Deutschen Orden an Warschau ausliefern 

14. Dezember 2025 

 

von Martina Meckelein 

 

Klammheimlich rückt das Auswärtige Amt Dokumente des Or-

densstaates an Polen heraus, das diese als „Rückgabe von Raub-

gut“ feiert. Doch zeigt ein Blick in die Geschichte, daß die Sache 

etwas anders liegt. 

 

Deutsches Kulturgut, 800 Jahre alt. Das hat Bundeskanzler Fried-

rich Merz vergangenen Montag verschenkt. Anläßlich der 17. 

deutsch-polnischen Regierungskonsultationen konnte Donald 

Tusk schwer bepackt wieder nach Hause reisen. Doch nicht nur die Verschleuderung deutschen Kulturgutes entsetzt. Sondern die Tat-

sache, daß die Stiftung Preußischer Kulturbesitz sich in Schweigen hüllt. 

 

„Deutschland will Polen mehrere geraubte Kulturgüter zurückgeben, darunter wertvolle Ordensarchive und eine mittelalterliche Skulp-

tur“, berichtet am 30. November um 18.14 Uhr Polskiradio. Eine deutsche Reaktion ist erst 23 Stunden später, kurz nach der Übergabe 

zu lesen: „Ich freue mich sehr, daß wir diese wertvollen Urkunden nach einer Entscheidung des Stiftungsrates heute an Polen überge-

ben konnten“, läßt sich Marion Ackermann, die skandalumwitterte neue Präsidentin der Stiftung Preußischer Kulturbesitz (SPK) – in 

ihre Amtszeit in Dresden fielen der Diebstahl im Grünen Gewölbe, Umbenennung von Kunstwerken wegen angeblichem Rassismus, 

einem Betrüger wurden 40.000 Euro übergeben etc. –, in einer Pressemitteilung zitieren. 

 

Konkret geht es um 73 Manuskripte des Deutschen Ordens, die 1941 aus dem „Archiwum Główne Akt Dawnych“ (Hauptarchiv alter 

Akten) von deutschen Archivaren, nicht „von Nazi-Soldaten“, wie der Spiegel falsch berichtet, in Warschau entnommen wurden. Dar-

über hinaus um den Kopf des heiligen Jacobus des Älteren aus der Kapelle der Marienburg in Westpreußen. Er war in den 1950er Jah-

ren vom Germanischen Nationalmuseum in Nürnberg auf dem Kunstmarkt eingekauft worden. 

 

Ordensgebiet wurde weltliches Fürstentum 

 

Die Dokumente stammen aus den Jahren 1215 bis 1455 und betreffen überwiegend die Beziehungen zwischen Polen und dem Ordens-

staat, weiß Polskiradio. In der Universität Hamburg, in der Abteilung für Landesgeschichte ist zu erfahren, daß der Bestand aus dem 

Hauptarchiv Alter Akten in Warschau zwar „einige den Orden betreffende, aber aus der Kanzlei des polnischen Königtums hervorge-

gangene Stücke enthält, die im Laufe der wechselvollen Geschichte der Bestände im Archivzusammenhang erhalten blieben.“ Wieder 

falsch! 

 

1525, nach dem Frieden von Krakau, wandelt der letzte Hochmeister in Preußen, Albrecht von Brandenburg-Ansbach, das Gebiet des 

Deutschen Ordens in ein weltliches erbliches Fürstentum um. Im Zuge dieser Umwandlung erkennt Herzog Albrecht für Preußen ge-

zwungenermaßen die Lehnshoheit der Krone Polens, seines eigenen Onkels, an. Nach damaliger Rechtsauffassung mußten Urkunden 

des Unterlegenen in den Besitz des Siegers übergehen. Die 74 Dokumente, eines ist im Laufe der Jahre verschollen, lagern erst in Kra-

kau, dann in Warschau. Doch mit den Verträgen von Wehlau und Bromberg 1657 und dem von Oliva 1660 beendet der Große Kurfürst 

Friedrich Wilhelm von Brandenburg die Lehensabhängigkeit von Polen. Allerdings geben die nicht, was sie hätten tun müssen, die Ur-

kunden wieder heraus. Ein Faktum, das die aktuelle SPK-Pressemitteilung nicht erwähnt. 

 

Urkunden seien in Warschau an angestemmten Platz 

 

Die Dokumente werden erst 1941 durch die deutschen Archivare aus dem polnischen Kronarchiv in Warschau abgeholt und zurück 

nach Königsberg gebracht. 1944 reisen sie nach Westen, kommen bis 1979 nach Göttingen, wo intensiv an ihnen geforscht wird. Doch 

aus politischen Gründen wollen die Niedersachsen sie nicht, geben sie nach Berlin. 

 

Ulrike Höroldt, Direktorin des Geheimen Staatsarchivs Preußischer Kulturbesitz, freut sich, wie ihre Kollegin Ackermann. Und jubiliert, 

daß „die Urkunden wieder an ihren angestammten Platz im Warschauer Hauptarchiv Alter Akten zurückkehren“. Aktuell hat das Gehei-

me Staatsarchiv übrigens gerade 600 Meter Akten der Königsberger Bestände gesperrt, aus Platzmangel im Zuge der ab 2026 folgen-

den Magazinrenovierung. 

 

Quelle: https://jungefreiheit.de/wissen/geschichte/2025/den-deutschen-orden-an-warschau-ausliefern/ 
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Die „Banater Sahara“ 

Teil 2 

 

Besonders in der Zeit des Merkantilismus erkannte man, daß die europäi-

schen Flugsandgebiete von Frankreich bis Ungarn rekultiviert werden müs-

sen, damit auch einen ökonomischen Faktor darstellten. Hier rekurriert Wes-

sely auf einige Versuche im 18. Jahrhundert. Diese sind für die Darstellung 

der Bemühungen, die Banater Sahara zu „kultivieren,“ enorm wichtig, so daß 

man einen kurzen Blick auf diese Versuche werfen sollte. 

 

Besonders aufrüttelnd war das Beispiel zweier dänischer Dörfer – Torub und 1730 Tibirke –, die von Flugsandmassen erdrückt 

worden waren: Die Schuld gab man den Schweden, die die Gegend um das nahe Kloster in den vergangenen Jahrzehnte ab-

holzten. Es folgte eine »Dämpfung des Flugsandes« durch den deutschen Inspector Röel. Wessely verweist auf die Verwendung 

von Zäunen, auf die Begrünung durch das Gras Arundo arenaria sowie die Bindung des Sandes mit Seetang hin. Man säte auf 

den beruhigten Flächen „mancherlei Laub- und Nadelhölzer, zumeist Weißkiefer an; letztere bildet dort noch heute [1873] den 

herrschenden Bestand“ (S. 164f.). 

 

In den weiten norddeutschen Sandebenen, die sich z. T. durch exzessive Nutzung noch vergrößerten, begann die Sandkultur 

erst im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts: „Der wohlbekannte k. preussische Oberforstmeister und Berliner Forst-Professor 

v .  Burgsdorf gibt in seinem 1788 erschienenen Forsthandbuche die ersten Nachrichten und Vorschläge;“ er selbst leitete 

entsprechende Arbeiten (Wessely, S. 165). 

 

Diese Erstversuche waren nicht frei von Rückschlägen: 

„Der Umstand, dass v . Burgsdorf  die Beruhigung des Flugsandes hauptsächlich mittels sogenannter Coupirzäune 

herbeiführen wollte und dabei auch Gewicht auf die Anzucht der Arundo arenaria legte, zeigen genügend, dass man 

die binnenländischen Flugsandkultur, statt sie aus gegebenen eigenthümlichen Bedingungen zu entwikeln, vielmehr 

der schon längere Zeit betriebenen Seesandkultur nachbildete“ (Wessely, S. 165). 

Dennoch tat von Burgsdorf das Richtige, indem er als erstes die „Beruhigung des Sandes verlangte,“ die Bodendeckung mit 

Reisig anregte und die Kiefer als Hauptbaum empfahl. Im Weiteren geht Wessely auf die Bepflanzungsarten mit Kiefer, ortswei-

se auch Birken und Schwarzerlen ein (S. 166). Auf diese Details kann hier nicht weiter eingegangen werden. 

 

Optimismus klingt aber dann doch anders: 

„Die Tatsache, dass allenthalben viele Tausende Morgen in solcher Art bestockt worden sind, gibt wohl ein selbstreden-

des Zeugniss für die Thätigkeit der damaligen deutschen Forstwirthe, sie beweist aber noch nichts für die Vorzüglichkeit 

der dabei geübten Methoden“ (Wessely, S. 167). 

Hierzu muß bemerkt werden, daß die erwähnten Flächen „von so zahmer Beschaffenheit war, dass bereits die durchgreifende 

Schonung vor der Viehweide und sonstiger Unbill, zu deren Beruhigung zureichte und eine Selbstbegrünung herbeiführte, Dank 

deren die Aufforstung leicht fiel“ (ebd.). 

 

Auch in Frankreich erkannte man die Wichtigkeit der Sandkultur; Brémontier, der Generalinspektor für Brücken- und Straßen-

bau verfaßte eine entsprechenden Schrift: Mémoire sur les dunes (1780). In einem der „ödesten Flecke Europas,“ der Gasco-
gne, verfügte der bekannte Minister Neker „nicht nur die Bindung der Stranddünen, sondern auch ausgedehnte Anpflanzungen 

von Pinus marittima und Quercus occidentalis im Inneren.“ Auch wenn viele Bewaldungen mißlangen, „eröffneten sie der Köh-

lerei, der Harzung, der Korkgewinnung und der Holzschuhschnitzerei nennenswerthen Eingang“ (Wessely, S. 172f.) 

 

Dennoch waren 1850 diese Pflanzungen, vor Bordeaux gelegen, das „sich eines südlich üppigen Klimas erfreut und der Sand 

keineswegs von allzuschlechter Beschaffenheit ist, noch immer sehr öde;“ ältere Versuche, „diese Wüste zu kultiviren, waren 

nie recht gelungen, weil man es  unterlassen hatte, vorerst die Bedingungen dieser Kultur zu studiren und herzustel-

len“ (Wessely, S. 173). 
 

Bild: rek.zone/de/serbien/orte/602095/banater-sandwuste 

 

Fortsetzung auf S. 4 
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Fortsetzung von S. 3 

 

Vielversprechend waren hingegen die Versuche zweier Grundbesitzer, Javal M. (seit 1847) und Chambrelant M. J. (seit 1847), 

mittels der Ortssteinkultur die Sandbindung zu erreichen. Die Entwässerung und die darauf folgenden Bewaldung hauptsäch-

lich mit Eichen und Seestrandkiefer erwiesen sich als so nachhaltig, daß die beiden Herren, ihre Versuche bei den Weltausstel-

lungen 1855, 1861 und 1867 vorführte, dafür auch mit dem Ehrenlegionskreuz gewürdigt wurden ( Wessely, S. 173). 

 

Ungarn hingegen und das Banat im Besonderen mit seinem „ausgezeichnetem Feldboden“ hätten sich nicht derlei Fragen ge-

stellt, 

„wenn nicht in den längst vernarbten, oder bereits bebauten Sandböden vielerorts neue Schollen [Flächen] aufgetaucht 

wären, welche auch die Nachbarsfelder, ja sogar bewohnte Ortschaften schädigten. Auch die Waldlosigkeit und die mit 

ihr verknüpfte Dürre und Holznoth der großen unterungarischen Steppe legte die Gedanken nahe, diesem Mangel zu-

nächst durch Bepflanzung der Flugsande abzuhelfen“ (Wessely, S. 174). 

Entsprechend erfolgten erste Bepflanzungen bereits im letzten Viertel des 18. Jahrhunderts; Teuerungen und damit fehlende 

Arbeitskräfte standen einer systematischen Bewaldung und Begrünung der betroffenen Flächen entgegen. So wandte man sich 

der Bepflanzung mit Pappeln und Weiden, mittels Stecklingen zu (Wessely, S. 175). 

 

Bezüglich der Geologie der Banater Sandwüste, im Vergleich mit den atlantischen Küstenregionen war es so, 

„dass die Sandreviere des österreichisch-ungarischen Donaugebietes diluviale Ablagerungen sind, welche sich vor der 

Existenz des Menschengeschlechtes zu einer Zeit bildete, als diese Ebenen noch ebensoviel Seen waren“ (Wessely, S. 

230). 

Heute geht man davon aus, daß die gesamte Pannonische Tiefebene ein einziges Meer gewesen ist, das sich über tausende 

Jahre zurückzog. Die einmaligen Donauschnellen am Eisernen Tor, die nur ein paar Dutzend Kilometer von der Banater Sahara 

entfernt sind, formierten sich in diesem langwierigen Prozeß. 

 

Die zeitgenössische Betrachtung (1873) der Banater Sandwüste sah Josef Wessely (S. 267) zusammenfassend so: 

„Die Anschauungen nun, welche rüksichtlich der ärarischen [Ärar, vom Lat. aerarium, das materielle und immaterielle 

Staatsvermögen] Sandsteppe des Banates herrschten, können kaum kulturfeindlicher gedacht werden, als sie wirklich 

waren. 

Die Bevölkerung betrachtete diesen Landstrich etwa wie ein herrenloses Gut, das Jedermann nach Belieben ausbeuten 

und ohne Scheu auch verderben könne. Niemand dachte an die Bedeutung dieser Gelände für den Kulturstand der Ge-

gend und für die allgemeine Wohlfahrt des Landes; vielleicht auch, weil man diese Bedeutung nicht begriff. Der Bauer 

wusste zwar, dass er hier auf ärarischem Eigenthum stehe, aber weit entfernt, sich vor Augen zu halten, dass dieses 

Eigenthume 

ebenso wohlbe-

rechtigt sei, wie 

dasjenige sei-

ner eigenen 

Grundstücke, 

meinte er viel-

mehr, es sei für 

ihn allein vor-

handen und 

handelte auch 

darnach.“ 

Bild: Pannonische Tief-

ebene 

 

Fortsetzung auf S. 5 
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Fortsetzung von S. 4 

Entsprechend gab es dauernd Ärger zumeist mit der Forstverwaltung, 

„welcher die Bewachung und Kultur derselben aufgegeben war; und diese zog hierbei nur zu oft den kürzeren, weil 

ähnliche Ansichten und wohl Anderes den Arm der politischen und Gerichtsorgane lähmte“ (ebd.) 

Das Verhalten des kleinen Mannes klingt im Folgenden in unseren Ohren hochaktuell, es war 

„im Grunde nur die rohe Form jenes permanenten Krieges des kleinen Besizes gegen den grossen, der Unterbemittelten 

gegen die Reichen, welcher auch in den civilisirten Ländern geführt wird, und im Kommunismus und Sozialdemokratis-

mus seine neuesten Blüthen getrieben hat“ (S. 267). 

Befremdlich findet Wessely, daß sich die Organe, „statt auf die Seite des Angegriffenen, vielmehr auf diejenige des Angreifers 

stellten.“ Ebenso unverständlich sei, daß „die schiefen und oberflächlichen Ansichten gar mancher Machthaber, die ihre Befu-

gnisse nur hätten tiefer wirtschafts-politischer Einsicht verdanken sollen“ (S. 268). Auf diese sozialpolitische Komponente der 

Banater Sahara und ihrer Einbindung in den ökonomischen Kreislauf der Region im kann hier nicht weiter eingegangen werden, 

es zeigt aber, daß seinerzeit diese alle Beteiligten beschäftigte. 

 

In diesem Umstand sieht Wessely aber den Hauptgrund, „warum der Kulturstand dieser Wüste troz der grossen Anstrengun-

gen, welche von tiefblickenden Funkzionären für die Besserung dieses Standes unter wenig unterbrochenen Anweisung bedeu-

tender Geldmittel verordnet worden sind, statt vorwärts, vielmehr entschieden zurükgegangen ist“ (S. 268). Diese Fehlalloka-

tionen sollen noch erläutert werden. 

 

Literatur 

Josef Wessely: Der Europäische Flugsand und seine Kultur. Besprochen im Hinblicke auf Ungarn und die Banater Wüste insbe-

sondere, Wien 1873. 

 

Fortsetzung folgt 

 

Herbert Karl 

Deutsches Kulturerbe im Osten gewürdigt 

Felizitas Küble 

17. Dez. 2025 

 
Bundesinnenminister Alexander Dobrindt 

(CSU) hat die Wiederherstellung des ur-

sprünglichen Namens des Bundesinstituts 

für Kultur und Geschichte der Deutschen im 

östlichen Europa (BKGE) bekanntgegeben. 

Zudem wurde die Einrichtung in den Ge-

schäftsbereich seines Ministeriums über-
führt. 

 

„Erinnerung und Gedenken an Flucht und 

Vertreibung bleiben zentrale Aufgaben. Mit 

der Rückbenennung machen wir diesen Auftrag wieder sichtbar“, betonte Dobrindt. Die Umbenennung mit der Streichung „ . . 

. der Deutschen . . “ war bereits am 28. November erfolgt. 

 

Sein Parteikollege und Bundesbeauftragter für Aussiedlerfragen, Bernd Fabritius (CSU), begrüßte den Erlaß: 
„Damit wurde eine der Fehlentscheidungen der Vorgängerregierung im Bereich der Pflege und Erforschung des kulturellen Er-

bes der deutschen Heimatvertriebenen, Aussiedler und Spätaussiedler korrigiert.“  

Im September 2023 hatte die Ampel-Kulturstaatsministerin Claudia Roth (Grüne) die Umbenennung des seit 1989 tätigen Insti-

tuts in „Bundesinstitut für Kultur und Geschichte des östlichen Europas“ genehmigt. 

Quelle und weitere Infos hier:  

 

Quelle: https://jungefreiheit.de/politik/deutschland/2025/dobrindt-macht-roths-affront-gegenueber-vertriebenen-

rueckgaengig/  



 6 

Brandts Röhren, Putins Gas: Die Ostseepipeline ist umstritten – und doch nur das letzte Stück in einer langen, erstaunlichen Geschichte: 

Deutschland und Europa buhlen seit Jahrzehnten um Moskaus Energie. Von Gregor Schöllgen 

Süddeutsche Zeitung  

27. Jan 2017 

 

In zwei Jahren soll es so weit sein. Wenn 2019 die zweite Leitung der sogenannten Ostseepipeline in Betrieb genommen wird, werden jährlich 
bis zu 110 Milliarden Kubikmeter Gas von Sibirien nach Westeuropa strömen. Gleichzeitig wird ein weiteres Kapitel in den deutsch-russischen 

Energiebeziehungen aufgeschlagen. Als diese vor rund sechs Jahrzehnten ihren Anfang nahmen, war Deutschland noch geteilt und die Sowjet-

union intakt. 

 
Die erstaunliche Geschichte begann mit einem Vertragsbruch. Auf deutscher Seite. Im Oktober 1962 vereinbarten die Mannesmann AG, die 

Hoesch AG und die Phoenix-Rheinrohr AG, drei Industrieunternehmen der alten Bundesrepublik, auf der einen und die sowjetische Außenhan-

delsgesellschaft auf der anderen Seite eine umfangreiche Rohrlieferung: Von den Sowjets geliefertes Roheisen wurde von ihren westdeutschen 

Partnern zu Halbfertigprodukten verarbeitet. 
 

Kaum war der Vertrag unter Dach und Fach, wurden die Amerikaner bei der Bundesregierung in Bonn vorstellig und zwangen sie, das Geschäft 

zu unterbinden. Auslöser war ein Beschluss des Nato-Rates, mit dem das Bündnis November 1962 auf die Rolle der Sowjets während der Kuba-

krise reagierte. Da konnten die Firmen bei Konrad Adenauer noch so vehement darum „bitten, die Anfang Oktober 1962 abgeschlossenen Ver-
träge erfüllen zu dürfen“, sie konnten sogar darauf verweisen, dass „die Regierung keines anderen Nato-Landes die Großrohrausfuhr nach dem 

Ostblock beschränkt“ habe – es half alles nichts. Die Amerikaner blieben hart. Und die Bundesregierung hatte keine Wahl. 

 

All diese Geschäfte sind in den Amtszeiten sozialdemokratischer Kanzler abgeschlossen worden 

 

Dass gleichwohl wenig später wieder Bewegung in die Sache kam, lag an einer damals noch gewöhnungsbedürftigen informellen Zusammenar-

beit zwischen der deutschen Industrie und der SPD. Die Sozialdemokraten hatte sich nicht nur 1963 für die Erfüllung des Rohrvertrags starkge-

macht, sondern begannen, kaum dass mit der ersten Großen Koalition im Herbst 1966 Karl Schiller, einer der Ihren, das Wirtschaftsministerium 

bezogen hatte, mit Sondierungen in Sachen Erdgas-Röhren-Geschäft. Tatsächlich sind alle diese Geschäfte in den Amtszeiten sozialdemokrati-
scher Kanzler geschlossen worden: zwei während der Regierung Willy Brandts, zwei in der Ära Helmut Schmidts, eines am Ende der Amtszeit 

Gerhard Schröders, sofern man die Ostseepipeline in diese Reihe stellen will. Und da gehört sie hin. 

 

Im Kern sahen die 1970, 1972, 1974 und 1981 geschlossenen Verträge vor, dass die Sowjets definierte jährliche Gasmengen an die Bundesrepu-
blik, und deutsche Firmen Großrohre in festgelegtem Umfang an die Sowjetunion lieferten. Ein deutsches Bankenkonsortium gewährte der so-

wjetischen Außenhandelsbank einen gebundenen Finanzkredit, der zum Beispiel 1970 zur Hälfte von einer staatlichen Hermes-Bürgschaft ge-

deckt war. Der letzte, im November 1981 geschlossene Vertrag ist allein wegen seiner Dimension bemerkenswert. Immerhin sagten die Sowjets 

eine Verdoppelung der jährlichen Lieferungen auf 20Milliarden Kubikmeter und eine Laufzeit von 25 Jahren zu. Dafür musste eine neue Pipeline 
gebaut werden, die auf der westsibirischen Halbinsel Jamal begann und sich in Weißrussland teilte: Der nördliche Strang querte Polen, der südli-

che die Ukraine und die Tschechoslowakei. Die Rohre der 5000 Kilometer langen Pipeline, aber auch die 41 Kompressorenanlagen sollten von 

westlichen, darunter deutschen und amerikanischen Firmen auf Kredit und gegen spätere Bezahlung in Erdgas geliefert werden. 

 
Kurzfristig entlastete die Jamal-Pipeline die ältere, die Ukraine querende Druschba-Leitung. Mittelfristig hingegen genügte das sowjetische Pipe-

linenetz nicht mehr der rasant ansteigenden westeuropäischen Nachfrage. Mit der Implosion der Sowjetunion entstand über Nacht eine neue 

Herausforderung. So kamen zentrale Abschnitte dieser alten Hauptschlagadern samt der zugehörigen Kompressorenstationen unter die Kontrol-

le Weißrusslands und der Ukraine, die 1991ihre staatliche Unabhängigkeit erlangt hatten und jetzt mit gutem Recht ihre Kassen durch Einnah-
men aus den Transitgebühren füllen wollten. 

 

Weil diese Staaten von Anfang an klamm waren, wurde in Moskau der Vorwurf laut, dass die Ukraine nennenswerte Mengen des Gases abzwei-

ge und auf eigene Rechnung verkaufe. Bis heute konnte das russischerseits nicht definitiv bewiesen, aber auch von ukrainischer Seite nicht über-
zeugend widerlegt werden. Immerhin machte der russische Präsident Wladimir Putin den deutschen Kanzler Gerhard Schröder schon Ende Sep-

tember 2000 auf diesen „erheblichen Schwund“ und auch darauf aufmerksam, dass die ukrainischen Leitungen dringend reparaturbedürftig 

seien. Putin, der erst mit Jahresbeginn das Amt von Boris Jelzin übernommen hatte, war damals im Westen wohlgelitten. Nach Jahren der Miss-

wirtschaft, der Korruption und des Raubkapitalismus galt er vielen als Hoffnungsträger. 
 

Schröder wiederum war, als Putin ihm das berichtete, gerade zwei Jahre im Amt, hatte in Berlin den Atomausstieg über die Bühne gebracht, 

aber im Übrigen kein besonderes Interesse an Energiefragen erkennen lassen. Das galt zunächst auch für den Bau einer Gaspipeline durch die 

Ostsee, über die an der Jahrhundertwende der russische Monopolist Gazprom mit den deutschen Konzernen Ruhrgas und Wintershall sprach 

und die heute als „North“ beziehungsweise „Nord Stream“ firmiert. 
 

Das Projekt war erstmals Ende der Achtzigerjahre von finnischen und schwedischen Firmen geprüft worden, trat mit dem Zusammenbruch der 

Sowjetunion in den Hintergrund, wurde 1997 wiederbelebt und im Ostseerat diskutiert. Dort gehörte neben Russland nach wie vor Finnland zu 

den entschiedenen Befürwortern. Der finnische Ministerpräsident war es dann, der im Februar 2001 den Bundeskanzler brieflich darum bat, 
„dass Deutschland mit uns die Auffassung über die besondere Bedeutung der Gasleitung durch die Ostsee teilen könnte“. Mit ihr, so das Argu-

ment, könnten die Gaslieferungen nach Europa „erheblich diversifiziert“ werden. 

 

Fortsetzung auf S. 7 

RÜCKBLICK 
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Fortsetzung von S. 6 

Tatsächlich dauerte es noch fast drei Jahre, bis sich Schröder im Oktober 2003 endgültig hinter das Vorhaben stellte. Wie immer geartete persönliche 

Ambitionen hatte er nicht. Auch dann noch nicht, als Putin in der heißen Phase des Bundestagswahlkampfs nach Deutschland kam, um mit Schröder am 

8. September 2005 an der Unterzeichnung des Vorvertrages durch die deutschen und das russische Unternehmen teilzunehmen. Dass er nur wenige 

Wochen später durch Putin als Vorsitzender des Verwaltungsrates der Betreibergesellschaft dieser Ostseepipeline benannt werden könnte, kam Schrö-

der nicht in den Sinn. Denn er wollte ja im Herbst 2005 nicht Aufsichtsratsvorsitzender eines russisch dominierten Konzerns werden, sondern Bundes-

kanzler bleiben, und das für mindestens vier weitere Jahre. 

 

Als er das nicht schaffte, nahm er das durch Putin unabgesprochen früh öffentlich gemachte Angebot an. Seither verbindet sich sein Name mit Nord 

Stream und, da der russische Staatskonzern die Mehrheit an der Betreibergesellschaft hält, mit Gazprom. Das gilt sowohl für Nord Stream 1, deren beide 

Stränge seit 2012 in Betrieb sind, als für Nord Stream 2, deren beide Stränge 2019 in Betrieb gehen sollen. Wenn sich diese Unternehmen auch in man-

cher Hinsicht, wie zum Beispiel in der Konstruktion der Betreibergesellschaft, von den voraufgegangenen Modellen unterscheiden, kann es keinen Zwei-

fel geben, dass die Ostseepipeline mit ihren beiden Leitungen und insgesamt vier Strängen die in den ausgehenden Fünfzigerjahren begonnene Tradition 

fortschreiben. 

 

Wenn heute gesagt wird, die Lage unterscheide sich grundlegend von derjenigen der 1970er- und 1980er-Jahre des vergangenen Jahrhunderts, ist das 

schlicht falsch. Natürlich gab es, als 1981 das letzte Erdgas-Röhren-Geschäft unter Dach und Fach gebracht wurde, weder einen russischen Präsidenten 

Wladimir Putin noch eine russische Annexion der Krim, noch einen russischen Stellvertreterkrieg in der Ukraine, noch eine russische Intervention in Syri-

en. Aber es gab den obersten Sowjet Leonid Iljitsch Breschnew, und was in seiner Regie bis 1981 geschah, stand den heutigen russischen Aktivitäten in 

nichts nach. Nicht nur stationierten die Sowjets serienweise gegen Westeuropa gerichtete mobile, mit nuklearen Mehrfachsprengköpfen bestückte Rake-

ten des Typs SS 20, sondern sie intervenierten auch mithilfe kubanischer Einheiten in Angola oder am Horn von Afrika. Vor allem aber marschierte Ende 

1979 eine sowjetische Streitmacht in Afghanistan ein. Und während die dort wütete, wurde in Polen, damals ein Satellit der Sowjetunion, das Kriegsrecht 

verhängt. Selbst diese gravierenden Entwicklungen waren für die Bundesregierung und die beteiligten deutschen Firmen und Banken kein Anlass, um das 

Gasgeschäft mit den Sowjets infrage zu stellen. Wohl aber für die Amerikaner. Präsident Ronald Reagan war entschlossen, das vierte Geschäft unter 

anderem durch ein Exportverbot für Rohrverlegemaschinen und besagte Kompressoren platzen zu lassen. 

 

s es nicht dazu kam und die deutsche Seite nicht erneut vertragsbrüchig werden musste, lag am Schulterschluss der Westeuropäer. Denn all diese Ge-

schäfte hatten und haben eine europäische Dimension und liegen im Interesse Europas. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts war die Europäische Union der 

zweitgrößte Energieverbraucher und der größte Energieimporteur der Welt. Und Deutschland ist nicht nur der wichtigste Abnehmer russischen Gases, 

sondern spielt auch eine Schlüsselrolle bei dessen Weiterleitung nach Westeuropa. Schon der Schulterschluss der frühen 1980er-Jahre war der Erkennt-

nis geschuldet, dass die eigenen, also die britischen, die norwegischen, vor allem aber die niederländischen Gasquellen immer weniger hergaben und 

eine Reihe von Staaten des Nahen und Mittleren Ostens wegen der prekären politischen Lage als Lieferländer ausfielen oder auszufallen drohten. 

 

Der russische Präsident ist nicht der Vater des Projekts – und Gerhard Schröder auch nicht 

 

In dem Szenario überraschte es nicht, dass die EU die Ostseepipeline schon früh als Teil des Transeuropäischen Energienetzes und als „Projekt von euro-

päischem Interesse“ einstufte. Und es überrascht auch nicht, dass sich bis zur Inbetriebnahme von Nord Stream 1 mit der niederländischen Gasunie 

sowie der französische GDF Suez zwei weitere westeuropäische Firmen zulasten der deutschen Partner an der Betreibergesellschaft beteiligten. 

 

Dass es heute in den baltischen Staaten oder in Polen erhebliche Widerstände gegen Nord Stream 2 gibt, ist verständlich. Denn die Leitungen könnten 

die klassischen Routenmehr oder weniger überflüssig machen, und damit würden diese Staaten, aber natürlich auch Weißrussland und vor allem die 

Ukraine, eine attraktive Einnahmequelle verlieren. Dass Putin diese Lage nutzen will, um die vormaligen Sowjetrepubliken und Polen politisch unter 

Druck zu setzten, ist nicht auszuschließen. Aber sein eigentliches Motiv ist das nicht. Dafür ist Nord Stream in jeder Hinsicht zu aufwendig – und, wie alle 

Pipelines, zum Beispiel für Anschläge zu anfällig. 

 

Man sollte nicht vergessen, dass der russische Präsident nicht der Vater des Projekts einer Ostseepipeline ist. Als Putin ins Amt kam, fand er die im skan-

dinavischen Raum entwickelte Idee vor und griff sie auf, weil ihm der Zustand der alten transkontinentalen Leitungen, aber auch die politischen Verhält-

nisse in den baltischen Staaten, in Polen und der Ukraine zu unsicher waren. Da sie allesamt in die EU und die Nato drängten und dann auch, von der 

Ukraine abgesehen, in die westlichen Gemeinschaften aufgenommen wurden, konnte er sich nicht mehr sicher sein, dass der Gasabfluss auf alle Zeiten 

und ohne Unterbrechung garantiert sein würde. 

 

Dass Wladimir Putin dann mit seinen mittelbaren und unmittelbaren Interventionen namentlich in der Ukraine zu einer dramatischen Verschlechterung 

der Lage beitrug, ist allerdings auch Teil dieser Geschichte. Jetzt hat die Ostseepipeline für den Kreml erst recht eine strategische Bedeutung. Denn eine 

längere Unterbrechung, gar einen Ausfall des Gasabflusses kann sich Russland nicht leisten. Russland braucht das europäische Geld. Und Europa braucht 

das russische Gas. Zumindest in dieser Hinsicht hat sich seit dem Untergang der Sowjetunion nichts geändert.  

 

Gregor Schöllgen, 64, lehrt Neuere Geschichte an der Universität Erlangen. Er ist unter anderem Mitherausgeber des Nachlasses von Willy Brandt und 

der Akten des Auswärtigen Amtes sowie Autor einer Biographie über Gerhard Schröder. 

 

Quelle: https://www.gregorschoellgen.de/media/archive1/artikel/Gregor_Schoellgen-SZ-Brandts_Roehren_Putins_Gas.pdf 
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Presseschau 

Das Ukraine-Tabu 
FOCUS Online vom 17. Dezember 2025 

Von Thomas Tuma 

Liebe Leserin, Lieber Leser, 

 

Michael Harms gehört vielleicht nicht zu den allergrößten Stimmungs-Raketen im Berliner Polit-Feuerwerk. Als Geschäftsführer 
des Ost-Ausschusses der Deutschen Wirtschaft ist er auch nicht ganz so oft gefragt wie BDI-Chef oder Arbeitgeberpräsident. 

Aber diese Woche hatte er doch mal eine Chance, groß rauszukommen. Völlig zu Recht. 

 

Im Gipfel-Fieber von Friedrich Merz rund um einen möglichen Frieden für Kiew tagte nämlich auch das 8. Deutsch-Ukrainische 

Wirtschaftsforum. Und bevor Ihnen jetzt endgültig die Füße einschlafen – dort ging es um die wichtige Frage: Was hat eigent-

lich Deutschland von all seinen Unterstützungs-Milliarden für den Krieg? 

 
Harms hat das natürlich höflicher formuliert: „Wir würden als deutsche Wirtschaft an unseren Hilfen für den Wiederaufbau 

gern stärker partizipieren.“ Und bevor jetzt jemand empört kreischt, dass man das doch nicht fragen dürfe. Immerhin werde in 

Slowjansk oder Kramatorsk ja auch unsere Freiheit verteidigt – bevor die Debatte sich also wieder mit zu viel Haltung und Mo-

ral auflädt, wage ich doch den Einwurf: Über die Frage von Herrn Harms sollte man durchaus mal reden! 

 

Es hat sich ja auch niemand beschwert, als Donald Trump im April einen Rohstoffdeal mit der Regierung von Wolodymyr Se-

lenskyj abschloss, oder? Das Abkommen lässt sich auf den simplen Nenner bringen: Ihr kriegt Waffen und Geld von uns, wenn 

wir eure Seltenen Erden und Rohstoffe ausbeuten dürfen. Deutschland ist immerhin der größte Unterstützerstaat der Ukraine 
hinter den USA. Was also kriegen wir? 

 

Offenkundig geben wir der Regierung in Kiew so viel Geld, dass wir selbst nicht mehr sagen können, wie viel es genau ist. Vali-

de Quellen konnte ich jedenfalls nicht finden, wenn man mal von bereits geleisteten bzw. zugesagten 40 Milliarden Euro für 

militärische Zwecke absieht. Dazu kommen seit Kriegsausbruch kolportierte 44 Milliarden für zivilgesellschaftliche Hilfen, hu-

manitäre Unterstützung . . .  

 
Beim Bürgergeld wird’s noch diffuser. Es bedeutet weitere hohe Summen für den Regelsatz von rund 1,3 Millionen Flüchtlingen 

(allein 2024 waren das 6,3 Milliarden Euro) – plus Kosten für Mieten, Heizung, Kinderzuschläge etc. So reichhaltig hat kein an-

deres europäisches Land die Ukrainer bedacht. Wir kommen also unterm Strich auf über 100 Milliarden Euro. 

 

Und dann sehe ich Herrn Selenskyj, wie er bei Markus Lanz am Montag recht offensiv fordert, dass er von Deutschland endlich 

Taurus-Marschflugkörper bekommen müsse für den Krieg. Mir ist nicht ganz klar, wieso wir unsere militärische Hightech in ein 

ja leider weiterhin recht korruptes Land schicken sollen. Da könnten wir die Waffen ja gleich bei eBay verkloppen. 
 

Vor allem verstehe ich nicht: Warum kauft die Ukraine bislang offenbar so vieles lieber in der Türkei, Indien oder in China als 

bei uns? Weil die Ausschreibung „nur nach dem Preis geht“, erklärte dann Herr Harms, wenngleich wachsend verständnislos. 

Mehr Geschäft sei „eine völlig legitime Forderung“, findet nun auch CDU-Wirtschaftsministerin Katherina Reiche. Und Tim-

Oliver Müller vom Hauptverband der Deutschen Bauindustrie flankierte gestern, dass Deutschland und die EU künftig zuerst 

bedacht werden müssten bei Aufträgen. Ich fände das nur fair, und Sie? 

 

Quelle: https://bap.navigator.gmx.net/mail?
sid=5f91f40a73c00874993b9c0490ea39a81ef040225ab78710f07dee3b442e4f685435a772462ff36f253344bb4996ddc0 

 

 
Gern gesehener Gast in Berlin: Wolodymyr Selenskyj bei Friedrich Merz im Kanzleramt. Deutschland lässt sich den Krieg in der 

Ukraine Abermilliarden kosten (©action press) 
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Geschichte kontrovers 

Die Weltwirtschaftskrise 1929 in 

Ostpreußen 

Teil 2 

 

Im ersten Teil wurde auf den Weg 

zur globalen Weltwirtschaftskrise 

sowie die vom deutschen Mutter-

land geleistete Osthilfe verwie-

sen. Das von Zentraldeutschland 

isolierte Ostpreußen war vorwie-

gend landwirtschaftlich geprägt, 

aber auch industriell durchaus 

relevant, hier soll auf die speziel-

len wirtschaftlichen Gegebenhei-

ten Ostpreußens eingegangen werden. Insbesondere stand man hier vor einer erheblichen logistischen Herausforderung. Den-

noch verlief die ökonomische Entwicklung zumeist parallel der jener Gesamtdeutschlands. 

 

Grob gesehen verlief diese in vier Phasen  

In der ersten Phase von 1919 bis 1923 mußte die Industrieproduktion von der Kriegs- in die Friedenswirtschaft umgestellt wer-

den, die Märkte mußten z. T. neu erschlossen werden, die Geldwirtschaft mußte sich, durch die Schuldenregulierung, Inflation 

und Stabilisierung der Reichsmark im November 1923 neu orientieren und organisieren. Ostpreußen litt durch die räumliche 

Trennung von den traditionellen Märkten sowohl im Versorgungsbereich mit Rohstoffen als auch unter dem Verlust bedeuten-

der Absatzmärkte. 

 

Die zweite Phase zwischen 1925 und 1926 war, bedingt durch eine von außen verursachte Kapitalknappheit, gekennzeichnet 

durch eine konjunkturelle Abschwächung. Ende 1926 zog die Konjunktur mit einem Anstieg der Produktion und der Zahl der 

Beschäftigten wieder verhalten an. 

 

In der dritten Phase bis Herbst 1929 verschlechterte sich die wirtschaftliche Lage zusehend in den meisten Ländern, aber insbe-

sondere in den USA und Deutschland. Die deutsche Krise äußerte sich in einer durch Rezession überlagerten Depression: Die 

wirtschaftliche Tätigkeit erreichte ihren Tiefpunkt 1930. 

 

Die vierte Phase der ökonomischen Entwicklung dauerte von 1933 bis zum Kriegsbeginn 1939; sie 

„bringt einen außerordentlichen, das Maß früherer konjunktureller Erholungen weit übersteigenden Wiederaufstieg, 

der ab 1936 in eine stärkere Rüstungskonjunktur übergeht sowie ab Ende 1939 in die gelenkte Kriegswirtschaft; eine 

Phase, die von Konjunkturen und Krise im klassischen Sinne abhängt, ist mit einer in ihren wahren Dimensionen von 

außen nicht erkennbaren, außerordentlichen steigenden Staatsverschuldung [verbunden]“ (Richter, S. 13). 

In einem zeitgenössischen Königsberger Wirtschaftsführer ist zu lesen, daß die schwächelnde Auftragslage in der Industrie und 

im Handel, dem wirtschaftlichen Herz der Stadt, zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit führte, was eine schwere Belastung des 

kommunalen Haushalts bedeutete (Königsberg (Hrsg.): Königsberg. Ein Führer durch die Wirtschaft der östlichsten deutschen 

Großstadt, 1928). 

In Königsberg selbst gab es 1928 rund 123 000 Erwerbstätige; nach der gewerblichen Betriebszählung von 1925 waren 41 000 

Personen im Handel beschäftigt. Am 16. Juni 1925 wurde eine Berufszählung durchgeführt. Demnach sank der Anteil der in der 

Industrie oder im Handwerk Erwerbstätigen auf 38,6% und der im Handel und Gewerbe Arbeitenden stieg auf 33,5%. Nach 

dem Ersten Weltkrieg arbeiteten auch mehr Menschen im häuslichen Dienste, als Lohnarbeiter, etc. Hier ist ein Anstieg von 

6,2% (1907) auf 9,1% (1925) zu verzeichnen. Dies ist auf die Krise der Industrie und mangelndes Kapital in Königsberg zurückzu-

führen („Die berufliche Gliederung der Königsberger Bevölkerung. Nach den Ergebnissen der Berufszählung vom 16.6.1925“, 

1925, S. 82; Gramberg: Die Bevölkerung der Stadt Königsberg 1900-1924, Diss., 1926, S. 25). 
 

Bild: Königsberg: Der größte Getreidesilo des Kontinents– Wirtschaftsführer Königsberg (s. nächste Seite). 

 

Fortsetzung auf S. 10 



 10 

Fortsetzung von S. 9 

 

Wichtigere ostpreußische Industrien: 

„Das Nahrungs- und Genußmittel -

gewerbe ist die am stärksten besetzte 

Gewerbegruppe von Industrie und Hand-

werk. In 7 500 Betrieben waren 36 000 

Personen tätig (22,7 v.H. der in Industrie 

und Handwerk Beschäftigten) [ . . . ] 

Die ungünstige Verkehrslage zwingt die 

Landwirtschaft, einen möglichst großen 

Teil ihrer Erzeugnisse als Veredelungspro-

dukte auszuführen. So wurde  von dem 

Getreideüberschuß 1933 rd. ein Viertel als 

Mehl versandt. Infolgedessen ist die Müh-

lenindustrie recht bedeutend. Die Verar-

beitung des Milchüberflusses zu Butter 

und Käse gibt zahlreichen Molkereibetrie-

ben Beschäftigung“ (Richter, S. 256, Rek. 

auf Loeser und Wolff: Elbing). 

Eine Zuckerindustrie gab es in Ostpreußen kaum, 

während die Branntweinindustrie stark vertreten 

war, dagegen gab es verhältnismäßig wenige 

Brauereien, dafür aber zahlreiche Hersteller von Zigarren: 

„Zigarren werden fast ausschließlich in Großbetrieben angefertigt, in denen 98,90 v.H. der in der Zigarrenherstellung 

Beschäftigten tätig waren. Darunter befand sich 1 Betrieb mit 2 700 Personen; dieser war 1933 das größte industrielle 

Unternehmen Ostpreußens“ (ebd.). 

Die Bekleidungsindustrie erlebte in den 1920ern und 1930ern eine Schrumpfung; die Zahl der Betriebe ging um ein Drittel zu-

rück; noch dramatischer war der Schrumpfungsprozeß in der Textilindustrie. Dies zeigt uns, daß es in diesen Bereichen eine 

Marktbereinigung nach dem Ersten Weltkrieg gab, die nicht unbedingt mit der Weltwirtschaftskrise 1929 zusammenhing. 

Das Baugewerbe dümpelte in den 1920ern vor sich hin, erlebte aber mit der Machübernahme der Nationalsozialisten in den 

1930ern eine starke Belebung. 

 

Der schon erwähnte Hugo Stinnes hat sich auch für die Industrie- und Handelsentwicklung Ostpreußens interessiert. Ausge-

hend vom Mangel an Kohle zog er einen offensichtlich lukrativen Kohlehandel auf. In den 1920ern kaufte oder beteiligte er sich 

an der Zellstoffabrik in Königsberg, der Maschinengenossenschaft ebenfalls Königsberg ferner bekundete er 

„Schiffahrtsinteressen.“ Nach der Isolierung Ostpreußens verlagerte sich der Verkehr zusehends von der Schiene auf die Ost-

see. Stinnes: 

„Ich wollte nach O. gehen. . . . Die Kohlennot kommt mir entgegen, aber sie ist nicht der Grund meiner Käufe. Ich kaufe 

in O. wie ich ein Bayern und Schlesien gekauft habe, um wirtschaftlich zu verklammern, was noch vom Reiche übrig 

geblieben ist. Das Reich ist schwach und der Druck von außen groß. Da tue ich, was ich kann, um es zusammenzuhal-

ten“ (Richter, S. 342, Rek. auf: August Winnig: Heimkehr, ND, Hamburg 1955). 

Solche oder ähnlich gelagerte Investitionen waren in Zeiten knappen Geldes dennoch hochriskant. 

 

Infolge des Zweiten Weltkriegs sind zahlreiche öffentliche und Unternehmensakten bezüglich Ostpreußen vernichtet worden 

oder unauffindbar; dies muß bei dieser Betrachtung der Weltwirtschaftskrise berücksichtigt werden. 

 

Literatur 

Friedrich Richter: Beiträge zur Industrie- und Handwerksgeschichte Ostpreußens 1919 – 1939, Stuttgart 1988; 

Fortsetzung folgt 

 

Herbert Karl 
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Erinnern 

Umsiedler: Die vergessenen Heimatvertrie-

benen der DDR 

Teil 2 

 

Im letzten Kurier wurde die Problematik der 

sogenannten Umsiedler in der Sowjetischen 

Besatzungszone (SBZ) und in der frühen 

DDR behandelt. Um in die Problematik ein-

zusteigen soll im Folgenden auf einzelne 

Schicksale von Umsiedlern eingegangen 

werden: Jedes dieser dramatischen Geschic-

ke steht für sich, und dennoch, sie sind Teil 

der allgemeinen Geschichte der Vertriebe-

nen und Heimatlosen. Es ist das Verdienst 

der Kulturstiftung der Vertriebenen, daß die 

Erinnerungen der Umsiedler nicht verloren-

gingen. Die hier folgenden Zitate sind nur 

kurze Biographieausschnitte: Die vollständi-

ge Biographie kann in den Verweisen nach-

gelesen werden. 

 

Ursula Karrusseit, geboren am 1. August 

1939 in Elbing/Westpreußen, verstorben 

am 1. Februar 2019 in Berlin, wuchs nach 

der Vertreibung in Parchim/Mecklenburg 

auf und absolvierte die Schauspielschule 

Berlin-Schöneweide: 

 

„Ursula Karusseit glänzte vor allem in den 

Stücken Der Drache (1943) nach Jewgenij 

Schwarz (1895-1958) im »Deutschen Theater« und in Der gute Mensch von Sezuan (1939) nach Bertolt Brecht (1898-1956) an der 

»Berliner Volksbühne«. Wenige Jahre vor dem Mauerfall war sie so berühmt, dass sie zahlreiche Engagements an westdeutschen 

Bühnen annehmen konnte, so 1986 in Bertolt Brechts Theaterstück über den Dreißigjährigen Krieg Mutter Courage (1939) am Köl-

ner Schauspielhaus. 

Schon 1963 trat sie in DEFA-Filmen auf. Über die DDR-Grenzen hinaus berühmt wurde sie 1968 in der Rolle der »Gertrud Haber-

saat«“ in der fünfteiligen Fernsehserie Wege übers Land, in der Manfred Krug (1937-2016) die männliche Hauptrolle spielte. Auch 

in dem antifaschistischen Filmepos über die Widerstandsgruppe um Harro Schulze-Boysen (1909-1942) KLK an PTX – Die Rote Ka-

pelle spielte sie eine tragende Rolle. Insgesamt hat sie seit 1968 in 40 Filmen mitgespielt, davon wurden 20 in der DDR und 20 in 

Westdeutschland gedreht. In der ARD-Ärzteserie In aller Freundschaft hatte sie eine »Festanstellung auf Lebenszeit« und spielte 

seit 1998 die Kantinenleiterin Charlotte Gauss“. (https://kulturstiftung.org/biographien/karrusseit-ursula). 

Über ihren Vertriebenenhintergrund und ihre Erinnerungen als Umsiedlerkind ist nur wenig bekannt. 

 

Heinz-Winfried Sabais, geboren am1. April 1922 in Breslau, 11. März 1981 in Darmstadt, ehemaliger Bürgermeister von Darmstadt. 

Nach dem Wehrdienst und amerikanischer Gefangenschaft wirkte Sabais sowohl in der DDR, als auch in der Bundesrepublik in der 

Literatur und in der Politik: 

„Nach der Vertreibung studierte er noch kurze Zeit in Jena, machte aber keinen Abschluss. Bis 1947 war er Redakteur im Greifenver-

lag in Rudolstadt/Thüringen, 1946 wurde er dort Stadtverordneter, 1947-1950 wirkte er als Cheflektor und Prokurist im Gustav-

Kiepenheuer-Verlag in Weimar, 1948-1950 war er Chefsekretär des Deutschen Goetheausschusses Berlin und Weimar und Wissen-

schaftlicher Assistent im Goethe- und Schiller-Archiv. In dieser Funktion war er Hauptverantwortlicher für die Ausrichtung des Goe-

the-Jahres 1949. Er begleitete Thomas Mann von Frankfurt a.M. nach Weimar, wodurch eine Freundschaft zwischen ihnen ent-

stand. Sabais hatte wesentlichen Anteil am Wiederaufbau der klassischen Stätten in Weimar und Thüringen. 1950 entfloh er mit 

seiner Frau der zunehmenden Unterdrückung in der DDR. Mehr als zwanzig Jahre später (1972) erschien von ihm eine Skizze, wie 

ein demokratischer Sozialismus aussehen könnte“ (https://kulturstiftung.org/biographien/sabais-heinz-winfried). 

Auch wenn Sabais relativ früh „nach drüben machte,“ prägten ihn seine Jugendjahre in der DDR doch nachhaltig. Viele Umsiedler 

waren anfangs von den Anfängen des Sozialismus in Ostdeutschland noch begeistert, so auch: 

 

Bild: Ursula Karrusseit und Manfred Krug/Bundesarchiv_Bild_183-G0926-0022-001,_Berlin,__Wege_übers_Land_,_Szenefoto_.jpg 

Fortsetzung auf S. 12 
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Fortsetzung von S. 11 

Peter Horst Neumann, wurde am 23. April 1936 in Neiße/ Oberschlesien 

geboren, er verstarb am 27. Juli 2009 in Nürnberg. Neumann war ein 

leidenschaftlicher Literat, begnadeter Literaturprofessor und Essayist: 

„Geboren im heute polnischen Neiße, dem Sterbeort Eichendoffs, hat er 

seine oberschlesische Heimat früh verloren und doch nie vergessen. Dass 

es die Familie nach Aue (ins sächsische Erzgebirge) verschlagen hat, mag 

Zufall gewesen sein. Eine rührende Anhänglichkeit hat sich Neumann ge-
genüber auch diesem Ort seiner Kindheit und Jugend bewahrt. Hier be-

suchte er Grund- und Oberschule und erfuhr das Glück einer ersten Liebe. 

Mitschülern hat sich eingeprägt, dass Peter eine wunderschöne Stimme 

hatte, die er auch öffentlich hören ließ – zum Beispiel bei der Einweihung 

des Auer Fußballstadions in Anwesenheit des DDR-Ministerpräsidenten. 

Sicher war es den Eltern nicht gleichgültig, dass ihr Sohn den Katholizis-

mus seiner oberschlesischen Heimat nicht treu geblieben ist. Aber der 
junge Mann engagierte sich (wie fast alle seine Mitschüler) im sozialisti-

schen Jugendverband, nahm an zentralen Treffen teil, die ihm Gelegen-

heit zu Begegnungen mit prominenten Kunst- und Kulturschaffenden ge-

boten haben. Doch nach dem 17. Juni 1953 kam die erste Ernüchterung: 

Auch Neumanns Idole (zu denen der Lyriker Horst Lommer gehörte) verlie-

ßen die DDR und erklärten diesen Schritt im RIAS. Eine zweite Ernüchte-

rung folgte, als die Studierenden der DDR-Musikhochschulen (und Neu-
mann hatte nach dem Abitur ein Musikstudium in Leipzig begonnen) zur 

Ausbildung herangezogen wurden. Nun kehrte auch Neumann der DDR 

den Rücken – zunächst in Richtung Göttingen“ (https://kulturstiftung.org/

biographien/neumann-peter-horst). 

Bemerkenswert war auch das Engagement Neumanns in der Öffentlichkeit, so setzte er sich gegen die, um die Jahrtausend-

wende von der Politik durchgeboxte „neue“ deutsche Rechtschreibung ein. 

 

Karl Dedecius wurde am 20. Mai 1921 in Lodz/Polen geboren, er verstarb am 26. Februar 2016 in Frankfurt/Main. Lodz, auch 

Lodsch war seinerzeit eine vielsprachige Stadt in Zentralpolen: 

Dedecius wuchs zweisprachig auf und lernte so beide Sprachen, Kulturen und Mentalitäten von klein auf kennen. Die Familie 
hatte ein gutes Verhältnis zu den polnischen Nachbarn. Somit wurde sein Polenbild von seinen harmonischen Jugenderlebnissen 

geprägt und nicht von den Erfahrungen nach 1945 in Polen, die er nicht gemacht hat. Sein Gymnasium war zudem eine toleran-

te Schule, was damals nicht selbstverständlich war. In seiner Klasse waren zwölf Polen, sechs Deutsche, sieben Juden, zwei Fran-

zosen und ein Russe.“ 

 

Karl Dedecius geriet im Zweiten Weltkrieg mit der Kapitulation des Kessels von Stalingrad in Gefangenschaft, lernte sehr 

schnell Russisch und wurde 1950 in die DDR entlassen, hier lebte seine Verlobte. 

„Dedecius hätte es durchaus leichter in der DDR gehabt. Er bekam eine Anstellung als Übersetzer am Deutschen Theater-Institut 

in Weimar, aber es fehlte die Freiheit. Politisch bedrängt floh er 1952 über West-Berlin in den Westen. Hier hatte er dann das 

Problem, daß er als „gelernter Abiturient mit Weltkriegserfahrungen“, wie er das mal nannte, keine wirkliche Berufsausbildung 

hatte und mit Übersetzen, zumal noch ins Polnische, war kaum Geld zu verdienen. Ein „Geldjob“ war notwendig. So wurde er für 

ein Jahr lang Korrektor des „Pfälzer Tageblatt“ in Ramberg b. Landau in der Pfalz. Anschließend wurde er von 1954 bis zur Pen-

sionierung 1979 erfolgreicher Mitarbeiter einer Versicherungsgesellschaft in der Abteilung Ausbildung, Presse und Wer-

bung“ (https://kulturstiftung.org/biographien/dedecius-karl). 

Sprachbegabt und polenfreundlich wurde Dedecius ein Feierabendübersetzer, 1960 begann er das Studium der Slawistik an der 

Humboldt-Universität in Berlin. Zwischenzeitlich übersetzte er zahlreiche russische und polnische Autoren. Mit staatlicher Hilfe 

gründete er in Darmstadt das Polen-Institut. 

 

In den nächsten Fortsetzungen sollen weitere Schicksale von Umsiedlern beleuchtet werden. 

Bild: Umsieldler-viel-Propaganda-DOD-Nr-5 

Fortsetzung folgt 

 

Herbert Karl 
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Vor 80 Jahren: Die Verschleppung 

der Deutschen aus Südosteuropa in 

den sowjetischen Gulag 

Teil 6 

 

Noch vor Kriegsende begann Mitte 

Januar 1945 die Verschleppung der 

Volksdeutschen aus Ungarn und 

Rumänien. Es waren aber nicht nur 

diese rund 140 000 Deutsche, die 

zur Zwangsarbeit in die Sowjetunion 

verschleppt wurden: Insgesamt wur-

de eine Million (Zayas, S. 106, Anm. 

44/S. 282) deutscher Frauen und 

Männer in die Weiten Rulands zur 

sogenannten Wiederaufbauarbeit 

deportiert. 

 

Die Sterblichkeit der Deportierten auf dem Transport, im Arbeitslager und auf der Heimfahrt 1949/50 lag bei den reichsdeut-

schen Deportierten vorsichtig geschätzt zwischen 100 000 bis 125 000 Toten (Zayas, S. 108; Schieder (Anm. 49/S. 283) spricht 

von einer Gesamtzahl von 350 000 reichs- und volksdeutschen Toten). Von den aus Südosteuropa deportierten Volksdeutschen 

überlebten die Verschleppung zwischen 15 und 18% die Zwangsarbeit nicht. 

 

Bereits im Sommer 1944 führte die sowjetische Regierung Verhandlungen mit der jugoslawischen Seite über die Verschlep-

pung von Volksdeutschen in die Sowjetunion; die ersten Transporte gingen schon Dezember 1944 über Rumänien in östliche 

Richtung. Mitte Januar 1945 – vier Monate vor Kriegsende – wurden dann Volksdeutsche aus Rumänien und Ungarn eingesam-

melt, in Viehwaggons gepfercht und vor allem in die Ukraine gebracht. 

 

Erst als es ruchbar wurde, daß die Volksdeutschen aus Rumänien nach Rußland verbracht werden, „erhoben die westlichen 

Alliierten heftige Proteste“ (Zayas, S. 108/Anm. 48/S. 283). 

 

Die Deportationen Deutscher nach Rußland waren nur ein Baustein der großangelegten Umsiedlungspläne der Alliierten: 

„Nach abschließenden Gesprächen in Washington mit Präsident Roosevelt im Juli 1943 telegrafierte Beneš der tsche-

choslowakischen Exilregierung, daß Roosevelt »der Umsiedlung der Minderheitsbevölkerung aus Ostpreußen (sic!), 

Siebenbürgen und aus der Tschechoslowakei zustimmte«“ (Zayas, S. 38). 

Dies wurde mit der Illoyalität der deutschen Bevölkerung begründet, letztlich aber ging es den Staaten in denen die Rote Ar-

mee einmarschiert war, darum „sich der gesamten Minderheit entschädigungslos [zu] entledigen“ (ebd.). 

 

Es muß betont werden, daß die Deportationen effektiv schon im Dezember 1944 und Januar 1945 stattfanden, also noch vor 

dem Treffen der Alliierten in Jalta (4. Bis 11. Februar 1945) als es um die Zerstückelung Deutschlands ging. Teil dessen waren 

die von diesem zu leistenden Reparationen, letztlich um „die Entscheidung über »Reparations in kind« (Kriegsentschädigungen 

in Leistungen)“ (Zayas, S. 173/Anm. 76/S. 298). Allerdings hatte Stalin bereits schon auf dem Teheraner Treffen (28. November 

bis 1. Dezember 1943) vier Millionen Deutsche für den Wiederaufbau gefordert. 

 

Das Dekret Stalins 7161ss (siehe Siebenbürgische Zeitung vom 13. Januar 2025), das die Verschleppung der südosteuropäi-

schen Volksdeutschen anordnete, datierte vom 16. Dezember 1944, also drei Monate vor Jalta. 

 

Bild: Stürmer (Siebenbürgische Zeitung vom 13. Januar 2025) 

Fortsetzung auf S. 14 
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Fortsetzung von S. 13 

Aus Jugoslawien wurden 40 000 Menschen, aus Ungarn 30 000 und aus Rumä-

nien wurden 70 000 Frauen und Männer in die Weiten Rußlands, vorwiegend in 

die Ukraine verschleppt. Jedes dieser Opfer hat seine eigene Geschichte gehabt; 

nicht alle konnten oder wollten darüber berichten: Einige dieser Erlebnisberich-

te wurden in den letzten Kurier-Ausgaben beleuchtet. 

 

Bemerkenswert ist, daß sich in Rumänien bis in unsere Tage die Erzählung 

gehalten hat, daß in dem erwähnten Stalinschen Dekret nicht Volksdeutsche zur 

Deportation expressis verbis vorgesehen waren. Das Dekret bezog sich aber 

wohl auf diese; sie waren ein Teil des großangelegten Umsiedlungsplanes der 

Alliierten: Ein Großteil der Verschleppten aus Südosteuropa wurden in die Sowjetische Besatzungszone (SBZ), die spätere DDR 

verbracht, nicht in ihre Heimatländer. 

 

Dieses Narrativ hängt auch damit zusammen, daß in der kommunistischen Ära die Verschleppung „nach Rußland“ ein Tabuthe-

ma war. Nichtdestotrotz war die Deportation ein Teil der individuellen Arbeitsbiographie, in Form eines Entlassungsscheins und 

einem Eintrag im Arbeitsbuch. 

 

Während Jugoslawien nur etwa 50 bis 70 Deportierten oder deren Nachkommen eine Entschädigung zuerkannte hat und Un-

garn bemüht ist, seine deutsche Minderheit verhältnismäßig großzügig zu unterstützen, gewährt Rumänien seit einigen Jahren 

Tausenden von direkten Nachkommen von Verschleppten eine monatliche Entschädigung, die sich an der Länge der Zwangsar-

beit orientiert. 

 

Bild: Gemälde von Franz Ferch: Die Mutter kehrt aus Rußland zurück: „Kennst mich nimmer?“ - Wikipedia 
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Alfred M. de Zayas: Die Anglo-Amerikaner und die Vertreibung der Deutschen, Berlin 1998. 

 

Herbert Karl 

Buchvorstellung 

Deutsch genug? 

Warum wir endlich über Russlanddeutsche sprechen müssen — Platz 2 der WELT-Bestenliste 

 

Hier Russen, dort Deutsche 

Sie wählen rechts, sprechen nur russisch und unterstützen Putin? Solchen und anderen Vorurteilen sehen sich 

rußlanddeutsche (Spät-)Aussiedler ausgesetzt. An aufrichtigem Interesse und Wissen um die bewegte Historie der 

rund 2,5 Millionen in Deutschland lebenden Rußlanddeutschen mangelt es in unserer Gesellschaft. 

 

Ira Peter, die mit ihrer Familie als Neunjährige von Kasachstan nach Deutschland umsiedelte, beschreibt anhand 

ihrer eigenen bewegten Biographie die Erfahrungen und Konflikte der Rußlanddeutschen – von der Scham über 

die sowjetische Herkunft über die fatalen Folgen kurzsichtiger Integrationspolitik bis hin zur »Anfälligkeit« für 

russische Einflußnahme wirft sie einen kritischen und zugleich feinfühligen Blick auf die von der Mehrheitsgesell-

schaft oft als fremd empfundenen Deutschen. Sie erklärt, wie die doppelte Diktaturerfahrung unter Stalin und 

Hitler Rußlanddeutsche bis heute prägt und manche anfällig für völkisches Denken macht. Gleichzeitig zeigt Ira 

Peter, wie heterogen die Gruppe ist und warum »Deutschsein« für sie heute kein Kriterium mehr ist, um deutsch 

zu sein. 

 

Ein Buch, das nicht nur die Geschichte der Rußlanddeutschen beleuchtet, sondern auch zum Nachdenken über 

Identität und Integration einlädt. 

Ausgabe: 

Hardcover, mit Schutzumschlag, 256 Seiten, 13,5x21,5cm 

Erschienen am: 19.03.2025 

ISBN:978-3-442-31777-6 

Auflage/Ausgabe: 

Originalausgabe 
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Temeswar in der Revolution 1989. 20. Dezem-

ber 1989: Am Wendepunkt 

Teil 12 

 

Alle Jahre wieder werden im Dezember die 

Revolutionsereignisse 1989 in der rumänischen 

Publizistik aufgerufen, was hier bewußt nicht: 

aufgearbeitet heißt: Begebenheiten werden 

nuanciert korrigiert oder minimal ergänzt. – 

Die macht eine objektive Rekonstruktion der 

Ereignisse immer schwieriger. Zudem ist in den 

letzten fünf Jahren ein Wust von Erinnerungsli-

teratur von Protagonisten – oft nur über die 

sogenannten sozialen Medien, die durch ihre 

Subjektivität einiges zu wünschen übrig lassen 

–, erschienen. 

 

Dies trifft auch auf die Erinnerungen Major Vasile Pauls zu, der das Kommando aller Einheiten am Opernplatz eingesetzten Ein-

heiten führte und der bereits in der letzten Folge zitiert wurde. Laut seiner Lesart hatte er noch am Vormittag des 20. Dezem-

ber 1989 entschieden: 

„Am Morgen des 20. Dezember 1989, gegen 9:30 Uhr, kam ein Team aus dem Hauptpostgebäude zu mir und bat um meine 

Zustimmung, das Opernhaus zu betreten und eine Radioverstärkerstation sowie ein Mikrofon auf dem Balkon zu installieren. 

Diese Zustimmung erteilte ich ihnen. 

Gegen 10:00 Uhr wurde ich über den Radiosender und einen Verbindungsoffizier des Kommandos über den Start der Arbeiter 

von den Industrieplattformen in Richtung Stadtzentrum informiert. 

Die drei untergeordneten Abteilungsleiter informierten mich ebenfalls über Funk über die zu hörenden Geräusche und über den 

Vorbeizug von Demonstrationszügen in der Nähe ihres Einsatzgebietes“ (https://adevarul.ro/blogurile-adevarul/generalul-r-
vasile-paul-20-decembrie-1989-2229290.html). 

 

Dieses „Team“ kam aus den Reihen der Demonstranten, da standen die Ordnungskräfte, einschließlich der Armee noch auf 

Regierungsseite. Unklar ist, ob der Major hier eigenmächtig oder auf Befehl hin handelte . . . 

 

Bei Hans Bohn liest sich dies so (auch wenn es sich bei diesem Auszug nicht eindeutig um den 20. Dezember 1989, einem Mitt-

woch handelt): Die Sonne zeichnete sich am Osthimmel ab; beim Öffnen des Fensters vernahm Bohn Ungewöhnliches: 

„es war wie eine leichte Erschütterung, wie das dumpfe Rollen einer Riesenwalze, die vom Heuplatz aus der Fabrikstadt 

her über den Sălăjan Boulevard [heute: Take Ionescu] näherrückte! Kein Motorenlärm, Kettengerassel oder Rotorenrat-

tern von Hubschraubern, es war etwas anderes, das an diesem Morgen auf uns zukam . . . Was war es nur das uns auf-

horchen ließ, aus trüben Gedanken riß? Es klang so als würden ungezählte Stimmen durcheinandersprechen – ein 

Stimmengewirr das sich anschwellend über einem dumpfen Dröhnen erhob!“ (Bohn, S. 232). 

Die bis dahin in den großen Fabriken eingesperrten Arbeiter, insbesondere der erwähnten UMT- Mechanischen Werken) aus 

der Fabrikstadt marschierten Richtung Innere Stadt: 

„in breitgestaffelten Reihen kam die unübersehbare Kolonne, mit durchlochten Fahnen, Spruchbändern gegen das Ter-

rorregime, lauten Rufen heran. Halbversteckt sah man einen Knüppel, eine Fahrradkette, ein Molotovkoktail in grünen 

Flachen aus dickem Glas. Der Champagner daraus war wohl noch in besseren Zeiten getrunken worden! Erst war es 

eine Mannesstimme doch schon verpflanzte sich der Ruf über die Menschenmassen hinweg: »Wir sind das Volk! Ihr 

seid unsere Söhne, Soldaten!«“ (Bohn, S. 233). 

Die Arbeiter – von wem auch immer inspiriert – hatten den Generalstreik ausgerufen. Auf höheren Befehl hin hielt sich die Ar-

mee aus der Konfrontation mit den Demonstranten heraus; es schallt: „Sie schießen nicht mehr!“ Bei einigen Männern heißt es 

dann: „»Sie dürfen nicht mehr – Schießbefehl wurde annulliert!« Es klang wie ein Aufatmen, woher jedoch sollte der gute 

Mann das wissen, hat man doch die ganze Nacht hindurch geschossen, auf jede Bewegung, auf jeden der sich zeigte“ (Bohn, S. 

233f.). 

 

Fortsetzung auf S. 16 



 16 

Fortsetzung von S 15 

Diesen für den Ausgang der Temeswa-

rer Revolution so entscheidenden Mo-

ment beschreibt ein weiterer Zeitzeu-

ge, der Redakteur der Neuen Banater 

Zeitung, Luzian Geier: 

„Das war nicht mehr diese 

heterogene Masse, die ver-

schiedenen Gruppen, die von 

Tökés, die Studenten; da wa-

ren jetzt die Arbeiter, die wa-

ren entschlossen, ent-

schlossen zu sterben. 

Ich habe sie gesehen, hier 

oben vom Fenster, wie sie 

gekommen sind, wo alle 10 

Meter quer über die ganze 

Straße Militärkordone gestan-

den haben. Ich habe die Ge-

sichter der Leute gesehen. Wenn da so eine Masse kommt, die bereit ist zu sterben, das muß man gesehen haben, denn 

vor ihnen stehen Soldaten mit den Bajonetten. Außerdem haben die Leute ja auch erwartet, daß wieder geschossen 

wird. 

Es wurde aber doch nicht geschossen, [ . . . ] dann kam es ja zu dieser Verbrüderung mit dem Militär. Die Soldaten ha-

ben den ersten Schritt rückwärts gemacht, und darauf hat die Menge ja nur gewartet, dann ist sie gekommen wie eine 

Lawine, wie eine Welle, die haben gesehen, die schießen ja nicht, die gehen zurück [ . . . ] Die Menge ist dann bis vors 

Kreisparteikomitee, das Militär wurde an die Seite gedrängt“ (Boese, S. 27f.). 

Wie bereits erwähnt, gab es innerhalb des Militärs, aber auch unter den Parteifunktionären eine Opposition gegen die persönli-

che Diktatur der Ceauşescus, diese Tatsache war auch dem Diktator und seiner Clique bekannt. Über den Rundfunk kam Stun-

den später die Nachricht, daß der Verteidigungsminister, General Vasile Milea, Selbstmord begangen hätte. Tatsächlich hat ihn 

ein Agent des Geheimdienstes exekutiert, denn kein Offizier würde sich mit einem Schuß in die Brust erschießen. 

 

Major Paul erinnert sich nach dem Gespräch mit dem Generalstabschef Guşă vom Vormittag: 

„Ich versammelte umgehend meine Offiziere, bearbeitete den Fall und erläuterte ihnen das Gespräch mit Generalmajor 

Guşă. Die Milizionäre, die Zivilbeamten der Securitate und die USLA-Angehörige verließen unauffällig ihren Einsatzort 

[vor der Oper] und das gesamte Gebiet und ließen uns allein vor der eintreffenden Bevölkerung zurück. 

Ich bemerkte die Stimmung und die Anspannung meiner Untergebenen und befahl ihnen in gegenseitigem Einverneh-

men, aber auf eigene Verantwortung (ohne einen Befehl erhalten zu haben), sofort alle Waffen zu entladen, sie zu 

überprüfen und die Magazine in die Kisten zu legen und die Maschinengewehre auf den Schützenpanzer um 45 Grad 

anzuheben.“ 

Aus drei Richtungen – über die Maria-, die Bischofsbrücke und vom Nordbahnhof her – näherten sich Demonstrationszüge der 

Kathedrale und zogen Richtung Opernplatz; Major Paul: 

„Gegen 12:00 Uhr trafen die Demonstrationskolonnen aus den drei Himmelsrichtungen vor der Kathedrale aufeinan-

der. Es war eine riesige Menschenmenge: Sie knieten nieder, beteten gemeinsam das Vaterunser und setzten dann 

ihren Zug in Richtung Oper fort. 

Auf diesem Platz befand sich niemand mehr, außer dem riesigen »Meer« von Menschen, die entschlossen vorrückten, 

und den etwa 320 Soldaten und Offizieren, die ich befehligte.“ 

Da die Menge verlangte, über den Freiheitsplatz zum Kreisparteikomitee (KPK) zu ziehen, hat sich Paul an die Spitze (sic!) der 

Demonstranten gestellt und ist mit ihnen dorthin gegangen. 

 

Fortsetzung auf S. 17 
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Fortsetzung von 

S. 16 

Ein Teil der De-

monstranten 

versammelten 

sich vor der Oper 

und ein anderer 

Teil zog vor das 

KPK; hier kommt 

es gegen 14 Uhr 

(20. Dezember 

1989) zu Ver-

handlungen mit 

den Vertretern 

der Regierung; 

Boese (S. 30ff.) 

zu diesem 

„Tauziehen:“ 

„Drinnen also die erfahrenen Politiker, mit allen Tricks vertraut, die Verhandlungen zum Erfolg führen zu können – 

draußen Menschen, die zum ersten Mal ihr Macht spüren, die Stärke, die aus der Masse, aus dem solidarischen Mitein-

ander vieler tausender Gleichgesinnter gewachsen ist.“ 

Die politischen Forderungen werden ad hoc teils in Kommunikation mit den Demonstranten draußen formuliert: Rücktritt Nico-

lae Ceauşescus sowie der Regierung, Demokratie, freie Wahlen, Pressefreiheit, Grenzöffnung, Freilassung der Verhafteten, 

Auflösung der Securitate; aus der Menge kommt die Frage: „Wo sind unsere Toten?“ Die Behörden ließen als einzige Konzessi-

on mehrere Verhaftete frei. 

 

Um 19:00 Uhr hielt Ceauşescu eine Fernsehansprache in der er die „Rowdies“ von Temeswar verurteilte und mit Strafmaßnah-

men drohte. 

 

Diese für den Politikwechsel so entscheidende Ereignisse konnten hier nur im Telegrammstil wiedergegeben werden: Bis zum 

Abend dieses 20. Dezember 1989 kann der Temeswarer Aufstand als Revolution bezeichnet werden. Was danach in den ande-

ren Landesteilen, aber insbesondere in der Hauptstadt Bukarest folgte, war ein schmutziger Machtkampf einzelner politischer 

Cliquen, der bis heute nur bruchstückhaft aufgeklärt ist. 

 

Zur Aufarbeitung der Revolutionsereignisse hat auch Alfred Huth aus Bakowa nach der Revolution recherchiert: Seine Aufzeich-

nungen sind leider nicht mehr auffindbar. 

Bild: 20. Dezember 1989: Vaterunser vor dem Opernplatz,  
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Fortsetzung folgt 
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HOH(L)SPIEGEL: 

„Weihnachten – das sind 

Feststage, die mir in 

freundlichem Schimmer 

lange entgegenleuchten“ 

E.T.A. Hoffmann 

HK 

Walther Hensel 

1887-1956 

Walther Hensel wurde am 8. September 1887 in Mährisch-
Trübau als Julius Janiczek geboren. Der später geführte Name 

Hensel gilt als Übersetzung des Geburtsnamens Janiczek, 

während der angenommene Vorname Walther mit der Ver-

ehrung für Walther von der Vogelweide in Zusammenhang 

stehen soll. 

 

Eine Erinnerung 1965 an Hensel zeichnete der im brasiliani-
schen Exil lebende, Jöde und der Musikantengilde naheste-

hende Erwin Oesterreicher, der Walther Hensel bei einer 

Abendsingwoche Ende 1933 in Berlin kennenlernte und ein 

unverdächtiger Zeuge ist: 

„Sehr beeindruckt hat mich damals, dass er, der ja aus der 

ultravölkischen ‚Böhmerländischen Freischar‘ gekommen war, 
nun, gerade 1933 in Berlin, unermüdlich und furchtlos vor ver-

blendetem und verderblichem Nationalismus warnte, uns 

tschechische Lieder, im Original und in seinen Übersetzungen, 

vorsang und immer wieder die Versöhnung mit Tschechen und 

sonstigen Nachbarvölkern verlangte und eindringlich mahnte, 

die Mission des Deutschtums in Mitteleuropa nicht machtmäs-
sig sondern geistig verpflichtend aufzufassen. Anhänger und 

Schüler, die noch ganz im Walther Hensel von 1919 lebten, 

wollten ihm eine ‚Audienz beim Führer‘ verschaffen; er hat es 

schroff abgelehnt, Hitler zu sehen und ihm nur das leiseste 

Zugeständnis zu machen. War er doch inzwischen Anthropo-

soph geworden.“ 

 
Quelle: https://www.adjb-jugendmusikbewegung.de/walther-

hensel 


